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Text 

Ansprüche gegen Nachbarn 

§ 79k. (1) Der Eigentümer oder Nutzungsberechtigte eines landwirtschaftlich genutzten Grundstücks 
kann einem Nachbarn, der auf seinem Grundstück Erzeugnisse im Sinn des § 54 Abs. 1 anbaut und zur 
Eintragung in ein Register nach § 101c Abs. 2 verpflichtet ist, die von diesen Erzeugnissen ausgehenden 
Einwirkungen untersagen, wenn diese Einwirkungen das nach den örtlichen Verhältnissen gewöhnliche 
Maß überschreiten und die Benützung des betroffenen Grundstücks wesentlich beeinträchtigen. Eine 
solche Beeinträchtigung liegt jedenfalls dann vor, wenn der Eigentümer oder Nutzungsberechtigte die 
Erzeugnisse seines Grundstücks aufgrund der Einwirkungen nicht oder nicht in der von ihm 
beabsichtigten Art und Weise in den Verkehr bringen kann. 

(2) Der Nachbar, der eine Einwirkung im Sinn des Abs. 1 verursacht hat, haftet dem 
Grundstückseigentümer oder Nutzungsberechtigten für den Ersatz des diesem dadurch verursachten 
Schadens einschließlich der Kosten einer Wiederherstellung der Umwelt (§ 79b). 

(3) Haben mehrere Nachbarn eine Einwirkung im Sinn des Abs. 1 verursacht, so haftet jeder von 
ihnen nur für seinen Anteil an dem dem Grundstückseigentümer oder Nutzungsberechtigten zugefügten 
Schaden. Wenn sich die Anteile nicht bestimmen lassen, haften die Nachbarn zur ungeteilten Hand. 

(4) Kann der Eigentümer oder Nutzungsberechtigte glaubhaft dartun, dass eine bestimmte Tätigkeit 
oder Unterlassung des Nachbarn nach den Umständen des Einzelfalls geeignet war, die Einwirkung im 
Sinn des Abs. 1 herbeizuführen, so wird vermutet, dass diese durch die Tätigkeit oder Unterlassung 
verursacht wurde. Diese Vermutung ist widerlegt, wenn es der Nachbar als wahrscheinlich dartut, dass 
die Einwirkung nicht daraus herrührt. 

(5) Bestimmungen des allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuchs und anderer Vorschriften über die 
Untersagung von Einwirkungen und den Ersatz von Schäden bleiben unberührt. 


